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Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung

von nicht investiven Maßnahmen des Tierschutzes in Thüringen

(Kastration herrenloser Katzen)

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

Programmziel

Die Förderung im Rahmen dieser Richtlinie soll einen Beitrag im Sinne des Tierschut-

zes leisten und insbesondere die Gesunderhaltung herrenloser Katzen befördern. Ziel

der Richtlinie ist es, kurzfristig eine Stagnation im jeweiligen geförderten Gebiet, mittel-

fristig eine Verbesserung des Gesundheitszustandes der Population herrenloser Kat-

zen in Thüringen zu erreichen. Zudem soll langfristig auf eine Eindämmung der Kat-

zenpopulationen hingewirkt werden. Die im Rahmen der Richtlinie erhobenen Daten

dienen dem Erkenntnisgewinn über die Populationsentwicklung und können gegebe-

nenfalls für weitere behördliche Maßnahmen dienlich sein.

Zuwendungszweck

Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, der 8$ 23 und 44 Thüringer Lan-

deshaushaltsordnung (ThürLHO) und den hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften

Zuwendungen für die Kastration, Kennzeichnung und Registrierung herrenloser Katzen

sowie für die tierärztliiche Behandlung im direkten Zusammenhang mit der Kastration

dieser Katzen.

Zielerreichungskontrolle

Die Fördermaßnahmen werden durch den Zuwendungsgeber einer Zielerreichungs-

kontrolle (Controlling) gemäß den VV zu $ 23 ThürLHO unterzogen. Dafür werden fol-

gende Unterziele und entsprechende Indikatoren erfasst:

Als kurzfristiges Unterziel soll innerhalb eines Jahres ab Beginn der geförderten Maß-

nahme mindestens eine Stagnation der Katzenpopulation im jeweiligen geförderten

Gebiet und ein genauerer Erkenntnisgewinn anhand der nachgenannten Indikatoren

über die Katzenpopulation erreicht werden.

Als mittelfristiges Unterziel soll bis zum Ende der Laufzeit der Richtlinie eine Verbes-

serung des Gesundheitszustandes der herrenlosen Katzender jeweiligen geförderten

Population sowie eine Verminderung der bei diesen Tieren auftretenden zum Teil er-

heblichen Schmerzen, Leiden und Schäden erreicht werden.

Als langfristiges Unterziel soll bis zum Jahr 2034 die Anzahl der herrenlosen Katzen in

den jeweiligen geförderten Gebieten (Schätzung) nicht weiter erhöht, sondern verrin-

gert werden und sich die Tiergesundheit stabilisiert oder verbessert haben.

Als Indikatoren gelten:

a) die nachvollziehbar geschätzte Anzahl herrenloser Tiere in der Katzenpopulation

vor Beginn der geförderten Maßnahme,

b) die Anzahl der kastrierten Tiere nach Geschlechtern getrennt,

c) die Anzahl der mittels Mikrochip gekennzeichneten und registrierten Tiere sowie

d) der tierärztlich eingeschätzte Gesundheitszustand der Tiere zum Zeitpunkt der

Kastration durch die Tierärztin oder den Tierarzt,
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e) die nachvollziehbar geschätzte Anzahl herrenloser Katzen und deren Gesund-

heitszustand jeweils jährlich zum Stichtag 1. Mai und 1. Oktober in den darauffoi-

genden drei Jahren.

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die

Bewilligungsbehörde auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der ver-

fügbaren Haushaltsmittel für jeden Einzelfall gesondert.

Gegenstand der Förderung

Eine Zuwendung kann gewährt werden für:

a) Ausgaben für die Kastration freilebender, herrenloser Katzen,

einschließlich der Ausgaben für eine notwendige tierärztliche Behandlung im un-

mittelbaren Zusammenhang mit der Kastration, Ausgaben für die Kennzeichnung

dieser Tiere mittels Mikrochip inklusive einer Registrierung der Tiere und

b) Ausgaben für die Anschaffung von Einrichtungsgegenständen und Hilfsmitteln, die

im unmittelbaren Zusammenhang mit der Durchführung der Kastration freileben-

der herrenloser Katzen oder deren Kennzeichnung mittels Mikrochip stehen.

Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind eingetragene gemeinnützige Tierschutzvereine oder Tier-

heimvereine sowie die Gemeinden oder Landkreise.

Zuwendungsvoraussetzungen

Die zu fördernde Maßnahme muss dem jeweiligen Bedarf für ein Projekt entsprechen.

Im Rahmen der Antragstellung sind der Bedarf für das Projekt darzustellen sowie eine

Projektbeschreibung zur Erreichung des Programmzieles vorzulegen.

Für die Bewilligung einer Zuwendung sind folgende Voraussetzungen zu erfüllen:

a) Es liegt eine Stellungnahme des zuständigen Veterinär- und Lebensmittelüberwa-

chungsamtes insbesondere hinsichtlich tierschutzrechtlicher und veterinärhygieni-

scher Gesichtspunkte und der Dringlichkeit der Maßnahme im jeweiligen Zustän-

digkeitsbereich vor.

b) Es liegt eine Verpflichtungserklärung der Antragstellerin oder des Antragstellers

vor, im Rahmen der Kastration eine Kennzeichnung der Tiere mittels Mikrochip

durchführen zu lassen und eine Registrierung der Mikrochipkennzeichnung in ei-

nem Haustierregister vorzunehmen.

c) Es liegt eine Verpflichtungserklärung der Antragstellerin oder des Antragstellers

vor, die erhobenen Daten nach Nummer 1.3 der Richtlinie an die Bewilligungsbe-

hörde, an das Thüringer Landesamt für Verbraucherschutz sowie an das jeweils

zuständige Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt zu melden.

Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

Zuwendungsart, Finanzierungsart, Form der Zuwendung
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Die Zuwendung wird als Projektförderung in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschus-

ses gewährt. Finanzierungsart ist die Festbetragsfinanzierung.

Bemessungsgrundlage

Zuwendungsfähige Ausgaben, Höhe der Zuwendung für Maßnahmen nach Nummer 2

Buchstabe a

Zuwendungsfähig sind Ausgaben einer tierärztlichen Kastration, einschließlich einer

eventuellen tierärztlichen Behandlung im Rahmen der Kastration sowie der Kennzeich-

nung mittels Mikrochip und Registrierung in Form eines festen Betrages pro Katze in

Höhe von 200,90 Euro und eines Katers in Höhe von 170,13 Euro.

Zuwendungsfähige Ausgaben, Höhe der Zuwendung für Maßnahmen nach Nummer 2

Buchstabe b

Zuwendungsfähig sind Ausgaben für die Anschaffung von Ausstattungsgegenständen

und Hilfsmitteln, die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Durchführung der Kast-

ration oder der Kennzeichnung der Katzen mittels Mikrochip und Registrierung stehen.

Dabei kommen in Betracht:

Lebendfallen, Transportboxen, Unterbringungsmöglichkeiten einschließlich Zubehör

für Katzen, Mikrochiplesegerät sowie die für die notwendige Registrierung erforderliche

PC-Technik, soweit deren Anschaffungswert einschließlich Umsatzsteuer 5 000 Euro

für den förderfähigen Gegenstand nicht übersteigt.

Für die Bemessung des Zuwendungsbetrags werden 95 v. H. der zuwendungsfähigen

Ausgaben, höchstens jedoch 5 000 Euro zugrunde gelegt.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Erfassung des Gesundheitszustandes der Katzenpopulationen an den genannten

Stichtagen gemäß Nummer 1.3.4 Buchst. e der Richtlinie soll durch Beobachtung äu-

ßerlich erkennbarer Anzeichen erfolgen.

Die im Sinne von Nummer 1.3 der Richtlinie erhobenen Daten sind der Bewilligungs-

behörde, dem Thüringer Landesamt für Verbraucherschutz sowie dem jeweils zustän-

digen Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt bis zum 30. Juni des jeweiligen

Folgejahres zur Verfügung zu stellen.

Die eingetragenen, als gemeinnützig anerkannten Tierschutzvereine oder Tierheimver-

eine legen mit dem Verwendungsnachweis der Bewilligungsbehörde und dem Thürin-

ger Landesamt für Verbraucherschutz die für das Controlling benötigten statistischen

Daten zu den Zielindikatoren nach Nummer 1.3 der Richtlinie vor.

Die Gemeinden und Landkreise legen der Bewilligungsbehörde und dem Thüringer

Landesamt für Verbraucherschutz die für das Controlling benötigten statistischen Da-

ten zu den Zielindikatoren nach Nummer 1.3 der Richtlinie abweichend von Nr. 6.1 der

Allgemeinen Nebenstimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung an Gebietskör-

perschaften und Zusammenschlüssen von Gebietskörperschaften (ANBest-GK) zum

1. Juli des Folgejahres der Förderung vor.

Verfahren
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Antragsverfahren

Zuwendungszeitraum ist das jeweilige Kalenderjahr. Antrage auf Zuwendungen fur ein

Kalenderjahr müssen bis zum 31. Dezember des jeweiligen Vorjahres bei der Bewilli-

gungsbehörde eingegangen sein. Davon abweichend gilt für Anträge auf Zuwendun-

gen für das Kalenderjahr 2024 als Stichtag der 31. März 2024.

Anträge auf Zuwendungen müssen die zur Beurteilung der Notwendigkeit und Ange-

messenheit der Zuwendung erforderlichen Angaben enthalten.

a) Für die Bewilligung einer Zuwendung sind dem Antrag ergänzend zu Nummer 3.2

der VV zu 8 44 ThürLHO folgende Unterlagen beizufügen:

aa) eine Projektbeschreibung gemäß den Vorgaben im Antragsformular,

bb) eine Stellungnahme des zuständigen Veterinär- und Lebensmittelüberwa-

chungsamtes nach dem in Nummer 4.2 Buchst. a vorgegebenen Kriterien-

katalog,

cc) eine Verpflichtungserklärung der Antragstellerin oder des Antragstellers

nach Nummer 4.2 Buchst. b,

dd) eine Verpflichtungserklärung der Antragstellerin oder des Antragstellers

nach Nummer 4.2 Buchst. c.

b) Für die Bewilligung einer Zuwendung sind dem Antrag ergänzend zu Nummer 3.2

der VV zu 8 44 ThürLHO folgende Unterlagen beizufügen:

außer bei kommunal geführten Tierheimen ein Nachweis über die Anerkennung

der Gemeinnützigkeit.

Bewilligungsverfahren

Behörde für die Bewilligung und Verwendungsnachweisprüfung ist das Thüringer Lan-

desverwaltungsamt, Weimarische Str. 45/46, 99099 Erfurt. Bei fachlichen Fragestel-

lungen im Rahmen der Antragstellung kann die Bewilligungsbehörde eine Stellung-

nahme des Thüringer Landesamtes für Verbraucherschutz einholen.

Die Bewilligungsbehörde entscheidet über den Antrag im Rahmen der ihr zur Verfü-

gung stehenden Haushaltsmittel und der Vorgaben dieser Richtlinie durch schriftlichen

Zuwendungsbescheid.

Die Zuwendung wird von der Bewilligungsbehörde auf schriftlichen Abruf im Rahmen

der Durchführung der Maßnahme ausgezahlt.

Verwendungsnachweisverfahren

Der Verwendungsnachweis in den Fällen nach Nummer 2 Buchstabe a ist bei den

eingetragenen, als gemeinnützig anerkannten Tierschutzvereinen oder

Tierheimvereinen nach den Nummern 6.2 bis 6.3 der Allgemeinen

Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) sowie den

entsprechenden Regelungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen gemäß der

Verwaltungsvorschrift zu § 44 Nummer 5.3 und bei den Gemeinden und Landkreisen

nach den Nummern 6.2 bis 6.4 ANBest-GK zu führen. Der Verwendungsnachweis

besteht danach aus einem Sachbericht und einem angepassten zahlenmäßigen

Nachweis, bei dem die Anzahl der kastrierten Tiere — getrennt nach Geschlecht —

nachzuweisen ist.
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Der Verwendungsnachweis in den Fällen nach Nummer 2 Buchstabebist bei den ein-

getragenen, als gemeinnützig anerkannten Tierschutzvereinen oder Tierheimvereinen

nach den Nummern 6.2 bis 6.4 ANBest-P und bei den Gemeinden und Landkreisen

nach den Nummern 6.2 bis 6.4 ANBest-GK zu führen.

Die Bewilligungsbehörde hat das Recht, die Verwendung der Mittel bei der Zuwen-

dungsempfängerin und bei dem Zuwendungsempfänger zu prüfen oder durch Beauf-

tragte prüfen zu lassen. Die Prüfungsrechte des Thüringer Rechnungshofs nach § 91

ThürLHO bleiben hiervon unberührt.

Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nach-

weis und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung

des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten

die 88 48, 49 und 49a des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes und die VV zu

§ 44 ThürLHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind.

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in Kraft und mit Ablauf des

31. Dezember 2026 außer Kraft.

den OF.O?. 2RO24

Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie


